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Übersichtsplan Maßstab 1:20.000

N

Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch für die nach
§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB einbezogene Außenbereichsfläche

1. Je Haus sind maximal vier Wohnungen zulässig.

2.  Neuversiegelung muss im Verhältnis 1:0,5 kompensiert werden. Je angefangenem Quadratmeter 
Neuversiegelung sind 0,5 m² Pflanzstreifen anzulegen und durch fachgerechte Pflege dauerhaft als 
Strauch-Hecke zu erhalten. Bei Abgang sind die Gehölze durch Anpflanzungen der gleichen Art in 
entsprechender Qualität zu ersetzen, so dass der Charakter der Pflanzungen langfristig erhalten bleibt.
Die Pflanzungen sind nach folgendem Schema vorzunehmen:

Anlage eines mindestens 4,5 m breiten Pflanzstreifens; Pflanzung von heimischen Laubsträuchern in
Reihen (mindestens 3-reihig) mit einem Reihenabstand von 1,5 m im Abstand von 1,50 m; Es sind 
mindestens fünf verschiedene Arten aus der Gehölzliste zu annähernd gleichen Anteilen für die 
jeweilige Anpflanzung in der Qualität verpflanzte Sträucher 100-150 cm zu verwenden:
Haselnuss (Corylus avellana), Pfaffenhütchen (Euonymus europaea),
Waldheckenkirsche (Lonicera periclymenum), Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum),

Schlehe (Prunus spinosa), Echter Kreuzdorn (Rhamnus cathartica),

Faulbaum (Rhamnus frangula), Schwarze Johannisbeere (Ribes nigrum),

Hundsrose (Rosa canina), Wildrose (Rosa rugosa),

Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus) Falscher Jasmin (Philadelphus coronarius)

Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbuche (Fagus sylvatica),

Feldahorn (Acer campestre),

Alternativ kann die Versiegelung auch durch das Anpflanzen von Bäumen kompensiert werden. 
Hierfür ist je angefangener 50 m² Versiegelung ein heimischer Laubbaum in der Qualität 
Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die 
Fläche der Baumscheibe muss mindestens 12 m² betragen.
Gleiches gilt für das Fällen von einzelnen Bäumen. Hier ist für jeden gefällten Baum mit einem 
Stammdurchmesser über 30 cm, gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden, ebenfalls ein
Baum gemäß der dargestellten Vorgaben zu pflanzen. Folgende Baumarten können hierfür verwendet
werden:
Feldahorn (Acer campestre), Spitzahorn (Acer platanoides),

Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Schwarzerle (Alnus glutinosa),

Moorbirke (Betula pubescens), Hainbuche (Carpinus betulus),

Rotbuche (Fagus sylvatica), Faulbaum (Frangula alnus),

Gewöhnliche Esche (Fraxinus excelsior), Zitterpappel (Populus tremula),

Stieleiche (Quercus robur), Faulbaum (Rhamnus frangula),

Weidenarten (Salix spec.), Ulmenarten (Ulmus spec.),

Winterlinde (Tilia cordata), Kupfer-Felsenbirne (Amelanchier lamarckii)

sowie alle Arten von hochstämmigen Obstbäumen und blühenden Zierobstbäumen (Zierkirsche, 
Zierpflaume, Blutpflaume).

3. Durch Maßnahmen zur Rückhaltung des Oberflächenwassers ist sicher zu stellen, dass die Abflussmenge
des Baugrundstücks statistisch nur einmal in fünf Jahren 1,5 Liter pro Sekunde und Hektar überschreitet.
Die Rückhaltung des Regenwassers soll durch Herstellung von Regenrückhaltebecken oder Nutzung bzw.
Ausbau von Gräben erfolgen.

Hinweise

Artenschutz

Die Artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz sind zu beachten. In
diesem Fall sind die Fällung von Bäumen mit Stammdurchmessern ab 30 cm und der Abbruch von Gebäuden
zum Schutz von Fledermäusen nur innerhalb der Überwinterungszeit zwischen 1. Dezember und 8. Februar
zulässig oder zu anderen Zeiten nach fachkundiger Kontrolle auf Besatz. Weiterhin ist auch außerhalb dieser
Zeit die Zerstörung von Wochenstuben und Winterquartieren durch fachkundige Kontrolle auszuschließen.
Durch die zeitliche Beschränkung sind auch gebäudebrütende Brutvögel geschützt. Zum Schutz von
gehölzbrütenden Vögeln ist die Beseitigung von Gehölzen nur außerhalb des Brutzeitraumes (als Brutzeitraum
gilt die Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September) zulässig oder zu anderen Zeiten nach fachkundiger
Kontrolle auf Nester und wenn durch Maßnahmen Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden können.

Eingriffsregelung
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist bei Baumaßnahmen im einbezogenen Außenbereich die Höhe
des Ausgleiches nach der Festsetzung 2 zu ermitteln und die Umsetzung zu sichern. Der Ausgleich ist im
naturräumlichen Zusammenhang durchzuführen.

Gestaltungssatzung
Für den Geltungsbereich der Satzung gelten  teilweise die Festsetzungen der Gestaltungssatzung für die
historischen Ortsteile der Gemeinde Hollern-Twienlenfleth vom 07.07.2011.

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786).
Textliche Festsetzungen

Stand: Beschluss zur Behördenbeteiligung und öffentlichen Auslegung, 15.01.2020
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Zeichenerklärung
Es gilt die Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990, zuletzt geändert am 4. Mai 2017
(BGBl. I S. 1057).

Einbezogene Außenbereichsflächen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Vorhandene Gebäude mit Nebengebäuden

Vorhandene Grundstücksgrenzen

Darstellungen ohne Normcharakter

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der Abrundungssatzung der Gemeinde Hollern mit
Genehmigung vom 02.11.1983.

Bemaßung in m50

z.B.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der Gestaltungssatzung der Gemeinde
Hollern-Twielenfleth für die historischen Ortsteile vom 07.07.2011

Teilbereich 1 Teilbereich 2

Teilbereich 2

Teilbereich 1

Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles), die dem Denkmalschutz unterliegen gem.
§§ 3 Abs. 2 und 3 NDSchG (außerhalb des Geltungsbereichs)D
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Begründung zur Ergänzungssatzung nach  
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1. Planungsanlass und Verfahren 

Anlass für die Aufstellung dieser Ergänzungssatzung ist der Wunsch nach einer Bebauung südlich der 

Vorderstraße in zwei Teilbereichen. Die Vorderstraße ist bereits heute in weiten Teilen auf ihrer Süd-

seite bebaut. Es existiert bereits eine rechtskräftige Abrundungssatzung der Gemeinde Hollern von 

1983. Die vorhandene Abrundungssatzung endet aber jedoch genau vor den beiden Teilbereichen, so-

dass eine Bebauung dadurch ausgeschlossen wird. Für die Teilbereiche 1 und 2 soll daher diese Ergän-

zungssatzung aufgestellt werden.  

Mit der Aufstellung dieser Satzung wird der unbeplante Innenbereich eindeutig vom Außenbereich 

abgegrenzt. Bei künftigen Planungsvorhaben wird somit Rechtsklarheit geschaffen, ob sich ein Bauvor-

haben i.S. des § 29 BauGB nach § 34 (Innenbereich) oder nach§ 35 (Außenbereich) beurteilen lässt.  

2. Lage des Satzungsgebietes / Bestand 

 
Abb. 1: Luftbild des Satzungsgebiets Übersicht (ohne Maßstab) Quelle: @ 2009 GeoBasis – DE/BKG @2018 

Google 

 

Das Satzungsgebiet liegt im Ortsteil Hollern der Gemeinde Hollern-Twielenfleth südlich der Vorder-

straße. Südlich und westlich des Plangebietes ragen landwirtschaftliche Flächen an das Plangebiet 

heran. Die Vorderstraße ist sowohl auf der nördlichen als auch auf der südlichen Seite bebaut und 

geprägt durch eine gemischte Nutzung aus Wohnen, Gewerbe und landwirtschaftlichen Betrieben.  

Das Satzungsgebiet wird aktuell landwirtschaftlich für den Obstanbau genutzt. Nördlich, östlich und 

westlich schließt sich gemischte Nutzung an. Nach Süden schließen sich Obstbauflächen an. 

Teilbereich 1 

Teilbereich 2 
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Abb. 2: Luftbild des Satzungsgebiets Teilbereich 1 (ohne Maßstab), Quelle: @ 2009 GeoBasis – DE/BKG @2018 

Google 

 

 
Abb. 3: Luftbild des Satzungsgebiets Teilbereich 2 (ohne Maßstab) , Quelle: @ 2009 GeoBasis – DE/BKG @2018 

Google 

Teilbereich 1 

Teilbereich 2 
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3. Planungsvorgaben 

3.1. Ziele der Regionalplanung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2013 (RROP) in der Fassung der Neubekanntmachung von 

2017 für den Landkreis Stade ist das Plangebiet als Bereich mit vorhandener Bebauung / bauleitplane-

risch gesicherter Bereich dargestellt. 

Das Alte Land, in dem das Plangebiet liegt, wird im RROP als eine „international bedeutsame Land-

schaft“ und als Kandidat eines UNESCO Welterbeträgers dargestellt. Die Bewerbung erfolgt als orga-

nisch entwickelte, andauernde Kulturlandschaft und ist angedacht als serielle transnationale Nominie-

rung zusammen mit den Niederlanden und Polen. 

 
Abb. 4:  Ausschnitt aus dem RROP 2013 in der Fassung der Neubekanntmachung 2017 mit Lage des Satzungs-

gebietes) (Pfeil), ohne Maßstab 

 

Als Ziel werden u. a. genannt der Erhalt und die nachhaltige Sicherung des Obstbaus in den noch heute 

nachvollziehbaren Strukturen. Das RROP sieht die Notwendigkeit, dass der geschlossene Charakter des 

Obstbaugebietes nicht zersplittert wird und die Dauerkulturbetriebe (Obstbau) im Alten Land durch 

eine vorausschauende zukunftsorientierte Bauleitplanung zu fördern sind.  

Des Weiteren wird im RROP 2013 zum Küsten- und Hochwasserschutz folgende Aussage getroffen: Im 

Landkreis Stade besteht für die niedrig gelegenen Marsch- und Moorbereiche hinter der Hauptdeich-

linie an der Elbe eine potenzielle Gefährdung. Da die Hauptdeichlinie des Küstenschutzes ständig un-

terhalten und an den neuesten Erkenntnisstand angepasst wird, ist die Überschwemmungswahr-

scheinlichkeit dieser Bereiche jedoch als sehr gering einzustufen. 
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Die Aufstellung dieser Satzung beeinträchtigt die landesplanerischen Ziele nicht. 

3.2. Kulturlandschaftsanalyse Altes Land 

In der Kulturlandschaftsanalyse Altes Land1 aus dem Jahr 2001 werden Aussagen getroffen, die bei der 

Entwicklung berücksichtigt werden sollen.  

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sollen die historischen Schichten wie die Entwässerung, 

Grundstückstiefen, Parzellenstruktur und die Siedlungsentwicklung berücksichtigt werden. Für diesen 

Bereich genannte Ziele für die Kulturlandschaft Altes Land sind der Erhalt und die Entwicklung: 

• vorrangig von agrarwirtschaftlich nutzbaren Flächen zur dauerhaften Sicherung der obstbauli-

chen und landwirtschaftlichen Produktion, 

• der dörflichen Milieus und 

• der Erholungsfunktion und deren Attraktivität für Erholungssuchende. 

Diese Vorgaben sind auch auf diese Ergänzungssatzung übertragbar. Die Aufstellung dieser Satzung 

steht den historischen Schichten nicht entgegen, sondern berücksichtigt weitgehend die vorhandene 

Struktur und entwickelt sie unter heutigen Gesichtspunkten weiter, ohne „Altes“ grundsätzlich zu ne-

gieren.  

3.3. Wirksamer Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Lühe von 1994 stellt den Teilbereich 1 

des Satzungsgebiets fast vollständig als gemischte Baufläche (M) dar (siehe Bild unten). Nur ein ganz 

kleiner Teil ist als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Zu den Obstbauflächen hin sind Flächen für 

Schutzpflanzungen – Milieuschutz, Immissionsschutz, Windschutz dargestellt (nur als Linie ohne flä-

chige Ausdehnung). Der nördliche Bereich der Vorderstraße ist als „Baudenkmal als Gruppe – erhal-

tenswürdige Gesamtanlage“ gekennzeichnet.  

Der Teilbereich 2 des Satzungsgebietes wird in Teilen als gemischte Baufläche (M) und als Wohnbau-

fläche (W) dargestellt. Auch hier sind zu den Obstbauflächen hin Flächen für Schutzpflanzungen – Mi-

lieuschutz, Immissionsschutz, Windschutz dargestellt (nur als Linie ohne flächige Ausdehnung) 

Die Festlegungen der Satzung müssen sich zwar nicht aus dem FNP entwickeln, sind aber mit ihm ver-

einbar. 

 
 

1 Büro für historische Stadt- und Landschaftsforschung; Kulturlandschaftsanalyse Altes Land; im Auftrag der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt der Freien und Hansestadt Hamburg und des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmal-
pflege; Köln 2007. 
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Abb. 5:  Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan von 1994 für den Teilbereich 1 mit Kennzeich-

nung des Satzungsbereichs (rote Umrandung), ohne Maßstab.  

 

 

Abb. 6:  Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan von 1994 für den Teilbereich 2 mit Kennzeichnung des Sat-

zungsbereichs (rote Umrandung), ohne Maßstab.  

Teilbereich 1 

Teilbereich 2 
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3.4. Denkmalschutz / Archäologie  

Nordöstlich angrenzend an den Teilbereich 1 befindet sich eine gemäß Niedersächsischem Denkmal-

schutzgesetzes (NDSchG) geschützte Gruppe baulicher Anlagen. Auch Vorhaben im Umgebungsschutz-

bereich eines Denkmals benötigen eine zusätzliche denkmalrechtliche Genehmigung. Der Umgebungs-

schutzbereich wird im Einzelfall von der Denkmalbehörde festgesetzt. Eine Abstimmung mit der Unte-

ren Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Stade kann daher erforderlich sein. 

Archäologische Denkmale  

Im Plangebiet sind keine archäologischen Denkmale bekannt. Wenn während der Erdarbeiten Funde 

oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde zu benachrichti-

gen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hierfür sind gem. 

§ 14 Nds. Denkmalschutzgesetz der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

3.5. Kampfmittel 

Über eine Belastung mit Kampfmitteln ist im Plangebiet nichts bekannt. Das Landesamt für Geoinfor-

mation und Landesvermessung Niedersachsen, Regionaldirektion Hameln – Hannover, Kampfmittel-

beseitigungsdienst weist darauf hin, dass für das Plangebiet ein allgemeiner Verdacht auf Kampfmittel 

vorliegt, da bisher keine Luftbildauswertung oder Sondierung durchgeführt wurde. Daher wird eine 

Luftbildauswertung empfohlen. 

Es ist anzumerken, dass es sich hierbei um eine Standardstellungnahme des Kampfmittelbeseitigungs-

dienstes handelt und es keinen konkreten Verdacht auf Kampfmittel gibt. Es handelt sich lediglich um 

eine Empfehlung, es besteht keine Pflicht für eine Luftbildauswertung. Missverständlich ist jedoch, 

dass der Kampfmittelbeseitigungsdienst im Laufe des Jahres 2019 seine Standardformulierung für Stel-

lungnahmen zur Bauleitplanung geändert hat. Bisher wurde lediglich angemerkt, dass „nicht unter-

stellt werden kann, dass keine Kampfmittelbelastung vorliegt“. Laut telefonischer Nachfrage des Plan-

verfassers beim Kampfmittelbeseitigungsdienst vom Oktober2019 ist mit der Änderung der Formulie-

rung keine geänderte Sachlage verbunden, d. h. eine Pflicht zur Luftbildauswertung besteht weiterhin 

nicht. Der Landkreis Stade hat jedoch die geänderte Formulierung in aktuellen Baugenehmigungen 

zum Anlass genommen, eine Luftbildauswertung zur Auflage zu machen. 

Aus Sicht der Gemeinde ist eine solche Auflage nicht erforderlich. Die Wartezeit auf eine Luftbildaus-

wertung beträgt derzeit rund 20 Wochen (bzw. 10 Wochen bei Beauftragung von Privaten) und würde 

die Bautätigkeit wesentlich verzögern. 

3.6. Altlasten 

Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen und / oder Altlasten aus früheren Nutzungen im Plan-

gebiet liegen nicht vor. Sollten im Zuge der Umsetzung des Planvorhabens / bei den Erschließungsar-

beiten bzw. beim Aushub von Baugruben Auffälligkeiten im Untergrund angetroffen werden, die auf 

eine Altablagerung und / oder eine Verunreinigung des Bodens mit Schadstoffen hindeuten, so ist der 

Fachdienst Umwelt – Untere Bodenschutzbehörde – beim Landkreis Stade umgehend davon in Kennt-

nis zu setzen. 
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3.7. Bestehende Bebauungspläne und Satzungen 

Bebauungspläne existieren im Satzungsgebiet oder unmittelbar angrenzend nicht. Unmittelbar an-

grenzend an die Teilbereiche 1 und 2 grenzt der räumliche Geltungsbereich der Abrundungssatzung 

der Gemeinde Hollern mit Genehmigung vom 02.11.1983. Diese Satzung definiert von der Vorder-

straße aus ein 50 m tiefes Baufenster und grenzt dort den Innenbereich vom Außenbereich ab (siehe 

Bild unten).  

 
Abb. 7:  Ausschnitt aus der rechtskräftigen Satzung von 1983 mit Lage des neuen Satzungsgebietes  

(Teilbereich 1 und 2) (roter Kreis), ohne Maßstab 

3.8. Gestaltungssatzung  

Im Satzungsgebiet gilt teilweise die Gestaltungssatzung für die historischen Ortsteile der Gemeinde 

Hollern-Twielenfleth vom 07.07.2011. Der Geltungsbereich ist in der Planzeichnung dargestellt. 

4. Festsetzungen 

Durch die Einbeziehung in das Satzungsgebiet werden weiter Grundstücksteile bis zu einer Tiefe von 

ca. 50 m zur Straße konstitutiv zum Innenbereich nach § 34 BauGB erklärt. Es handelt sich um bisher 

unbebaute Flächen. Festsetzungen sind zulässig für die durch diese Satzung einbezogenen bisherigen 

Außenbereichsflächen (§ 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB). Für diese Flächen ist auch ein naturschutzrechtlicher 

Ausgleich erforderlich. Diese Flächen sind daher in der Planzeichnung rot hinterlegt, sämtliche Festset-

zungen beziehen sich auf diese roten Flächen. 

Die räumliche Ausdehnung der Satzung soll im Grundsatz eine Wohnbebauung ermöglichen. Die Er-

weiterung des Satzungsbereichs erfolgt, da eine Bebauung hier bisher nicht möglich war. Die bisherige 

Teilbereich 1 

Teilbereich 2 
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Satzung von 1983 endet jeweils direkt vor den Teilbereichen 1 und 2, obwohl die Vorderstraße sowohl 

nördlich als auch südlich bebaut ist. Da die Abrundungssatzung eine Ausdehnung über mehrere Kilo-

meter hat, hätte die Berücksichtigung jeder einzelnen Grundstücksgrenze das damalige Aufstellungs-

verfahren überfordert. Eine Berücksichtigung von atypischen Einzelfällen soll nunmehr bei Bedarf für 

einzelne Bereiche nachgeholt werden. 

Die Festsetzung Nr. 3 begrenzt den Regenwasserabfluss von Grundstücken. Bei Neuversiegelungen 

wird daher die Anlage von Regenrückhaltungen erforderlich. Näheres siehe Abschnitt 5. Erschließung / 

Ver- und Entsorgung. 

5. Erschließung / Ver- und Entsorgung 

Das Satzungsgebiet ist weitgehend erschlossen. Durch diese Satzung erfolgt keine Änderung der Ver- 

und Entsorgungssituation oder der Erschließung. Öffentliche Straßen sind nicht geplant. Zusätzliche 

Erschließungen sind privatrechtlich zu regeln. 

Durch die Erweiterung der versiegelten Flächen wird es zu einem erhöhten Regenwasseraufkommen 

im Gebiet kommen. Dies macht eine Regenrückhaltung z. B. in Form von Regenrückhaltebeckens oder 

der Aufweitung von Gräben erforderlich. Um einen kontrollierten Abfluss des Oberflächenwassers si-

cherzustellen wird festgesetzt, dass ein Oberflächenwasserabfluss von höchstens 1,5 l/sec x ha statis-

tisch nur einmal in fünf Jahren überschritten werden darf. Dies ist notwendig, um die Entwässerungs-

anlagen zur Elbe hin nicht zu überlasten. 

Für die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers ist ein gesondertes wasserrechtliches Verfah-

ren erforderlich. Auch diese Festsetzung kann aus rechtlichen Gründen nur für die einbezogenen Au-

ßenbereichsflächen getroffen werden. 

6. Immissionen 

Die Satzung hat im Allgemeinen keine Auswirkungen auf den Immissionsschutz. Die Verträglichkeit von 

neuen Nutzungen ist im jeweiligen Bauantragsverfahren zu klären. 

Da an das Satzungsgebiet landwirtschaftliche Flächen anschließen, sind hier Immissionen aus dem Be-

reich der Landwirtschaft zu erwarten. Beeinträchtigungen durch die ordnungsgemäße Landwirtschaft, 

auch am Wochenende und nachts, sind daher als ortsüblich hinzunehmen. Hierzu zählen auch der 

landwirtschaftliche Verkehr und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. 

Die Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen ist in normalem Umfang nach dem Gebot der 

gegenseitigen nachbarschaftlichen Rücksichtnahme vorzunehmen. 

7. Natur und Landschaft 

Für Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB (Baugesetzbuch) besteht keine Pflicht zur Umweltprüfung. Eu-

roparechtlich bedeutsame Umweltauswirkungen werden durch die Satzung nicht ausgelöst, da gemäß 

§ 34 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 BauGB durch die Satzung die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
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Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVP-Gesetz oder nach Lan-

desrecht unterliegen, nicht begründet wird und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der 

Erhaltungsziele und der Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der euro-

päischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) bestehen. 

Der § 18 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bestimmt für den Fall, dass bei der Aufstellung 

von Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, 

dass über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden ist. Dem-

zufolge sind die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft 

(Eingriffsregelung nach dem BNatSchG) gemäß § 1a Abs. 3 BauGB und die Belange des Umweltschutzes 

einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in der Ab-

wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt über geeignete Festsetzun-

gen. 

7.1. Eingriffsregelung und Ausgleichsmaßnahmen 

Die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung erfolgt in Anlehnung an die Vorgaben des 

Merkblattes „Abarbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Bauleitplanverfahren im 

Landkreis Stade“. Es handelt sich um eine Anpassung an das niedersächsische Bewertungsmodell nach 

Breuer (2003). Demnach ist die Versiegelung von Böden allgemeiner Bedeutung mit dem Faktor 1:0,5 

zu kompensieren. Der Verlust von Biotopflächen ab Wertstufe III (allgemeine bis besondere Bedeu-

tung) hat darüber hinaus einen Ausgleichsbedarf für die Beeinträchtigung von Arten und Lebensge-

meinschaften zur Folge. Höherwertige Biotope sind im Geltungsbereich jedoch nicht vorhanden.  

Diese Satzung erklärt das Gebiet lediglich formal zum Innenbereich, legt aber keine Maßzahlen zur 

zulässigen Bebauung fest, eine solche Festsetzung ist auch nicht erforderlich. Bei Bauanträgen ist die 

zulässige Bebauung aus der Umgebung abzuleiten. Das genaue Maß des Ausgleiches bestimmt sich 

nach der zukünftigen Bebauung, deren zulässiger Umfang jetzt noch nicht feststeht. Um sicherzustel-

len, dass alle Eingriffe ausgeglichen werden, wird der Ausgleichsmaßstab pauschal auf den Umfang der 

jeweiligen Neubebauung bzw. Versiegelung bezogen. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist 

die Höhe des Ausgleiches nach der genannten Ausgleichsberechnung zu ermitteln und vom Vorhaben-

träger innerhalb oder außerhalb des Satzungsgebiets im naturräumlichen Zusammenhang (Marsch) 

folgendermaßen durchzuführen: 

Neuversiegelung muss im Verhältnis 1:0,5 kompensiert werden. Je angefangenem Quadratmeter Neu-

versiegelung sind 0,5 m² Pflanzstreifen anzulegen und durch fachgerechte Pflege dauerhaft als 

Strauch-Hecke zu erhalten. Bei Abgang sind die Gehölze durch Anpflanzungen der gleichen Art in ent-

sprechender Qualität zu ersetzen, so dass der Charakter der Pflanzungen langfristig erhalten bleibt. 

Die Pflanzungen sind nach folgendem Schema vorzunehmen: 

Anlage eines mindestens 4,5 m breiten Pflanzstreifens; Pflanzung von heimischen Laubsträuchern in 

Reihen (mindestens 3-reihig) mit einem Reihenabstand von 1,5 m im Abstand von 1,50 m; Es sind min-

destens fünf verschiedene Arten aus der Gehölzliste zu annähernd gleichen Anteilen für die jeweilige 

Anpflanzung in der Qualität verpflanzte Sträucher 100-150 cm zu verwenden: 

Feldahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Haselnuss (Corylus avellana), Pfaffenhüt-

chen (Euonymus europaea), Rotbuche (Fagus sylvatica), Ligusterarten (Ligustrum spec.), Waldhecken-
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kirsche (Lonicera periclymenum), Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Falscher Jasmin (Philadel-

phus coronarius), Schlehe (Prunus spinosa), Echter Kreuzdorn (Rhamnus cathartica), Faulbaum (Rham-

nus frangula), Schwarze Johannisbeere (Ribes nigrum), Hundsrose (Rosa canina), Wildrose (Rosa ru-

gosa), Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus). 

Alternativ kann die Versiegelung auch durch das Anpflanzen von Bäumen kompensiert werden. Hierfür 

ist je angefangener 50 m² Versiegelung ein gebietsheimischer Laubbaum in der Qualität Hochstamm, 

3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Fläche der Baum-

scheibe muss mindestens 12 m² betragen. Gleiches gilt für das Fällen von einzelnen. Hier ist für jeden 

gefällten Baum mit einem Stammdurchmesser über 30 cm, gemessen in einer Höhe von 100 cm über 

dem Erdboden, ebenfalls ein Baum gemäß den dargestellten Vorgaben zu pflanzen. Folgende Baum-

arten können hierfür verwendet werden: 

Feldahorn (Acer campestre), Spitzahorn (Acer platanoides), Bergahorn (Acer pseudoplatanus), 

Schwarzerle (Alnus glutinosa), Moorbirke (Betula pubescens), Hainbuche (Carpinus betulus), Rotbuche 

(Fagus sylvatica), Faulbaum (Frangula alnus), Gewöhnliche Esche (Fraxinus excelsior), Zitterpappel (Po-

pulus tremula), Stieleiche (Quercus robur), Faulbaum (Rhamnus frangula), Weidenarten (Salix spec.), 

Ulmenarten (Ulmus spec.), Winterlinde (Tilia cordata), Kupfer-Felsenbirne (Amelanchier lamarckii) so-

wie alle Arten von hochstämmigen Obstbäumen und blühenden Zierobstbäumen (Zierkirsche, Zier-

pflaume, Blutpflaume).  

Die Artenlisten wurden in Anlehnung an die Handreichung „Gehölzliste: Heimische Laubgehölze“ 

(Stand: Oktober 2012) des Landkreises erstellt.  

Die durch die Satzung zulässigen Eingriffe bedingen keine erforderlichen Kompensationen weiterer 

Schutzgüter neben den hier aufgeführten für Arten und Lebensgemeinschaften sowie Boden. 

7.2. Gestzlicher Artenschutz 

Die Schutzbelange gesetzlich geschützter Arten werden bei zulassungspflichtigen Vorhaben im Rah-

men einer artenschutzrechtlichen Prüfung nach § 44 BNatSchG betrachtet. Bei der Umsetzung der vor-

liegenden Planung ist es grundsätzlich möglich, dass die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ver-

letzt werden. Hiernach ist es verboten: 

- wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verlet-

zen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 

oder zu zerstören (Abs. 1 Nr. 1), 

- wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 

der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 

zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-

stand der lokalen Population einer Art verschlechtert (Abs. 1 Nr. 2), 

- Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (Abs. 1 Nr. 3), 

- wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihrer Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. (Abs. 1, Nr. 4). 

Bei der Umsetzung von Vorhaben sind die artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten. Hier sei 

auf die häufigsten Konstellationen hingewiesen: 
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- Die Fällung von Bäumen, die für Fledermausquartiere geeignet sind (Stammdurchmessern ab 

30 cm) und der Abbruch von Gebäuden sind zum Schutz von Fledermäusen nur innerhalb der 

Überwinterungszeit zwischen 1. Dezember und 8. Februar zulässig oder zu anderen Zeiten 

nach fachkundiger Kontrolle auf Besatz. Weiterhin ist auch außerhalb dieser Zeit die Zerstö-

rung von Wochenstuben und Winterquartieren durch fachkundige Kontrolle auszuschließen. 

- Durch die zeitliche Beschränkung sind auch gebäudebrütende Brutvögel geschützt. Zum Schutz 

von gehölzbrütenden Vögeln ist die Beseitigung von Gehölzen nur außerhalb des Brutzeitrau-

mes (als Brutzeitraum gilt die Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September) zulässig 

oder zu anderen Zeiten nach fachkundiger Kontrolle auf Nester und wenn durch Maßnahmen 

Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden können. 

8. Flächen und Kosten 

Das Satzungsgebiet hat eine Größe von ca. 2.675 m². Davon entfallen auf Teilbereich 1 ca. 1.090 m² 

und auf den Teilbereich 2 ca. 1.585 m².  

Der Gemeinde Hollern-Twielenfleth entstehen durch diese Satzung keine Kosten. Planungs- und Vor-

habenkosten werden von Privaten getragen.  

 

 

Hollern-Twielenfleth, den ……………….………. 

 

 

....................................................... 

Bürgermeister 
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